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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Das EDA teilte Mitte März 2022 mit, dass aufgrund des Kriegs in der Ukraine rund 12 Mio.
Menschen auf humanitäre Nothilfe angewiesen seien. 3 Mio. Menschen seien in
Nachbarländer geflüchtet, mehr als die Hälfte davon nach Polen. Der Corriere del Ticino
berichtete zudem von rund 340'000 Flüchtenden, die bis zu diesem Zeitpunkt nach
Moldawien gelangt seien. Um die Schweizer Hilfe zur Bewältigung der Flüchtlingsströme
in der Ukraine und den Nachbarländern zu besprechen, reiste Bundespräsident Cassis
am 21. und 22. März nach Polen und Moldawien. Einige Tage zuvor hatte der Bundesrat
bereits die Entsendung eines Expertenteams des SKH nach Polen und Moldawien
beschlossen. 
Begleitet wurde Cassis dabei von einer grösseren Delegation, der APK-NR-Präsident
Franz Grüter (svp, LU), SiK-NR-Mitglied Edith Graf-Litscher (sp, TG), Botschafter Manuel
Bessler – der auch als Delegierter für humanitäre Hilfe und Chef des SKH amtete – und
der Schweizer Botschafter für die Ukraine und Moldawien, Claude Wild, angehörten. Mit
dem polnischen Ministerpräsidenten Mateusz Morawiecki tauschte sich Bundesrat
Cassis in Warschau über die humanitäre Notlage in der Ukraine, die Fluchtbewegungen,
die Lage in Polen und die humanitäre Hilfe der Schweiz aus. Am Rande der Unterhaltung
wurden auch die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und Polen
angesprochen. Cassis betonte, dass sich die Schweiz als Teil einer gemeinsamen
Wertegemeinschaft mit der EU verstehe. Im Anschluss besuchte die Schweizer
Delegation Einrichtungen für Flüchtende an der polnisch-ukrainischen Grenze. Tags
darauf traf sich der Bundespräsident in Chișinău mit der moldawischen Präsidentin
Maia Sandu. Im Zentrum der Gespräche stand die Frage, wie das Land die aktuelle Krise
bewältigt und in welcher Art und Weise die Schweiz für Unterstützung sorgen könnte.
Cassis versprach, nebst den bereits für die Region gesprochenen CHF 80 Mio. weitere
CHF 2 Mio. an finanzieller Soforthilfe für Moldawien zur Verfügung zu stellen. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.03.2022
AMANDO AMMANN

Ende April 2022, also rund drei Monate nach Beginn des russischen Aggressionskriegs in
der Ukraine, berichteten der SonntagsBlick und verschiedene Tamedia-Zeitungen, dass
die höchste Schweizerin – Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) – einen
offiziellen Besuch in Kiew plane. Begleitet wurde Kälin von den Nationalratsmitgliedern
Roger Nordmann (sp, VD), Nik Gugger (evp, ZH), Yves Nidegger (svp, GE) und dem
Schweizer Botschafter in der Ukraine, Claude Wild. Die NZZ sprach von einer «Rumpf-
Delegation», da wichtige Parlamentarierinnen und Parlamentarier – wie die Präsidenten
der Aussenpolitischen Kommissionen – nicht an der Reise teilnehmen wollten und sich
auch keine Mitglieder der Grünliberalen, der FDP oder der Mitte dafür gefunden hätten.
Gegenüber SRF gab Kälin zu verstehen, dass sie mit dem Besuch der Schweizer
Solidarität Ausdruck verleihen wolle. Sie sei jedoch nicht diejenige, die Aussenpolitik
mache, «dafür müsste Bundespräsident und Aussenminister Cassis vor Ort gehen». In
einem Beitrag für den Blick schrieb Kälin im Vorfeld der Reise, dass ihr die
Entscheidung zu gehen, leicht gefallen sei, da sie es «als Pflicht der höchsten
Schweizerin» erachte, «die Solidarität nach Kiew zu tragen, die ich täglich sehe und
erlebe». Sie habe zudem keine Angst, dass die Ukraine ihren Besuch für
Propagandazwecke missbrauchen werde, stellte sie klar, um den Vorwürfen einzelner
Medienhäuser den Wind aus den Segeln zu nehmen. Der Blick begleitete Kälin während
ihrer ganzen Reise und berichtete ausführlich darüber. Auf dem Reiseprogramm
standen Besuche in den Kiewer Vororten Hostomel und Irpin, die vorübergehend von
Russland besetzt waren, sowie eine Rede vor dem ukrainischen Parlament. Die
angedachte Rede musste aus Sicherheitsgründen jedoch abgesagt werden, dafür kam
es zu einem kurzen Treffen zwischen Kälin und dem ukrainischen Präsidenten Selenskyj.

Im Nachgang der Ukraine-Reise wurde bekannt, dass das Fedpol der
Nationalratspräsidentin von der Reise abgeraten und ihr keine Zivilpolizisten zur
Verfügung gestellt hatte. Ein Fedpol-Sprecher erklärte, dass die Risikoanalyse ergeben
habe, dass die Bundespolizei weder über die Ausbildung, noch über die Ausrüstung
verfüge, um Personen in einem Kriegsgebiet zu schützen. Irène Kälin brachte für diesen
Entscheid gegenüber BlickTV wenig Verständnis auf. 
Kälin lieferte dem Blick auch einen Rückblick ihres Besuchs, in dem sie unter anderem
Aussenminister Ignazio Cassis dazu aufrief, ebenfalls in die Ukraine zu reisen und sich
mit seinem ukrainischen Gegenüber zu treffen. Die Kritik an ihrem Besuch – unter
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AMANDO AMMANN
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anderem wurde ihr in den Medien Selbstprofilierung vorgeworfen – konnte sie nach
eigenen Aussagen nicht nachvollziehen. 2

1) Medienmitteilung EDA vom 17.3.22; Medienmitteilung EDA vom 21.3.22; Medienmitteilung EDA vom 22.3.22; CdT, 17.3.,
18.3.22
2) AZ, 25.4.22; 24H, 26.4.22; AZ, Blick, NZZ, 27.4.22; AZ, Blick, Lib, NZZ, Republik, 28.4.22; AZ, Blick, LT, 29.4.22
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